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An die  
Vorsitzende des 
Ausschuss für Gleichstellung und Frauen 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Frau Britta Oellers MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 

Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und Frauen am 

2. Juli 2026 

 

 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

 

die Fraktion der SPD hat zur o.g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung zum Thema „Mutterschaft und Selbstständigkeit“ 

gebeten.  

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um Wei-

terleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Gleichstellung und 

Frauen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Mona Neubaur MdL
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Gleichstellung und 

Frauen am 2. Juli 2026    

„Mutterschaft und Selbstständigkeit“ (Berichtsbitte der Fraktion der SPD 

vom 17. Juni 2026) 

 

In Zeiten des anhaltenden Fachkräftemangels ist die Stärkung der Selbst-

ständigkeit von Frauen von besonderer Bedeutung. Selbstständige schaf-

fen nicht nur für sich selbst Erwerbsperspektiven, sondern tragen durch 

Unternehmensgründungen, Innovationen und das Schaffen von Arbeits- 

und Ausbildungsplätzen zur wirtschaftlichen Entwicklung bei. Fehlende 

soziale Absicherung im Falle einer Schwangerschaft stellt jedoch ein we-

sentliches Hemmnis für die Aufnahme oder Fortführung einer selbststän-

digen Tätigkeit dar. Ein bezahlter Mutterschutz für Selbstständige kann 

dazu beitragen, dieses Hindernis abzubauen, mehr Frauen für den Schritt 

in die Selbstständigkeit zu gewinnen und zudem bestehende Unterneh-

men von Unternehmerinnen zu sichern. Damit werden zusätzliche Fach-

kräftepotenziale erschlossen und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 

nachhaltig gestärkt. 

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist nicht nur für Arbeitnehmerin-

nen ein zentrales Lebensthema, sondern auch für Selbstständige, Grün-

dungs- oder Übernahmewillige.  Schwangerschaft und Mutterschaft stel-

len selbstständig erwerbstätige Frauen noch immer vor erhebliche Her-

ausforderungen. Während Arbeitnehmerinnen durch gesetzliche Rege-

lungen umfassend geschützt werden, fehlt es Selbstständigen an ver-

gleichbaren Möglichkeiten der persönlichen, gesundheitlichen und wirt-

schaftlichen Absicherung. 

Mit der Bundesratsinitiative „Mutterschutz muss auch für Selbstständige 

gelten“, der am 26. April 2024 mit großer Mehrheit zugestimmt wurde, 

sowie mit der Förderung der Machbarkeitsstudie des Westdeutschen 

Handwerkskammertages (WHKT) hat das Land Nordrhein-Westfalen 

wichtige Anstöße gesetzt, damit der Mutterschutz für Selbstständige ver-

bessert werden kann.  

Die Landesregierung hat sich darüber hinaus für das Thema in der 36. 

Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister, -

senatorinnen und -senatoren der Länder (GFMK) am 18. und 19. Juni 

2026 in Dresden als Mitantragstellerin des Beschlusses „Nachteile im 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mutterschutz für Selbstständige abbauen“ eingesetzt1. Ein schriftlicher 

Bericht zur diesjährigen GFMK für den Ausschuss für Gleichstellung und 

Frauen des Landtags wird vom Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 

Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen 

voraussichtlich nach der Sommerpause vorgelegt. 

Ein Befragungsbericht aus August 2025 des Instituts für Mittelstandsfor-

schung Bonn (IfM Bonn) im Auftrag des Ministeriums für Wirtschaft, In-

dustrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen im Zu-

sammenhang mit Machbarkeitsstudie des WHKT zeigt, dass jede vierte 

selbstständige Handwerkerin in Nordrhein-Westfalen bereits sechs Wo-

chen nach der Geburt voll in den Betrieb zurückkehrt - oft aus wirtschaft-

licher Not heraus, denn gesetzliche Mutterschutzleistungen für Selbst-

ständige gibt es bislang nicht. Fast alle übten während der Schwanger-

schaft regelmäßig körperliche Tätigkeiten aus, vor denen Angestellte ge-

schützt würden. Ein zentrales Ergebnis der durchgeführten Befragung 

selbstständiger Handwerkerinnen in Nordrhein-Westfalen war, dass sich 

knapp 90 Prozent der Befragten weitere Informationen über Absiche-

rungsmöglichkeiten bei Kinderwunsch wünschen. Um dieser Informati-

onslücke zu begegnen, wurde innerhalb der Machbarkeitsstudie des 

WHKT ein Informationsfolder für selbstständige Handwerkerinnen entwi-

ckelt und im Januar 2026 veröffentlicht. Er fasst die wesentlichen Hin-

weise zur persönlichen und betrieblichen Absicherung bei Kinderwunsch 

übersichtlich zusammen.  

Zudem fördert die Landesregierung flächendeckend in Nordrhein-West-

falen 215 Schwangerenberatungsstellen. Die Beratung ist für Frauen und 

Familien offen und umfasst alle eine Schwangerschaft betreffenden Fra-

gen. Sofern erforderlich, lotsen die Beratungsstellen betroffene Frauen 

auch in andere Unterstützungsstrukturen. 

Die Landesregierung setzt sich dafür ein, dass die Bundesregierung für 

Selbstständige während der Schwangerschaft und nach der Entbindung 

die gleichwertigen gesetzlichen Mutterschutzleistungen schafft, wie es sie 

für Arbeitnehmerinnen gibt. Zu einer gleichwertigen Leistung gehört vor 

allem eine individuelle finanzielle Absicherung während der Zeit, in der 

die gesetzlichen Mutterschutzfristen für Angestellte gelten. Außerdem 

sollten selbstständige Frauen in dieser Zeit betriebliche Unterstützungs-

leistungen erhalten können, sofern sie für die Fortführung des Unterneh-

mens notwendig sind. Für die Finanzierung einer solchen Leistung kämen 

 
1 https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/documents/beschluesse-fuer-die-
36.-gfmk-pressekonferenz.pdf 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

insbesondere eine Umlagefinanzierung unter Selbstständigen oder eine 

Finanzierung aus Steuermitteln in Betracht. 

Das Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des 

Landes Nordrhein-Westfalen beauftragte den WHKT, Modelle für einen 

besseren Mutterschutz für Selbstständige zu entwickeln und innerhalb 

der Handwerksorganisationen und anderer Wirtschaftsverbände zu dis-

kutieren.   

Der WHKT hat bei der Diskussionsveranstaltung „Mutterschutz 2.0. – 

selbstständig, schwanger, abgesichert“ am 8. Mai 2026 den aktuellen 

Zwischenstand des Projektes präsentiert. Grundlage waren die gemein-

sam mit dem IfM Bonn erstellten verschiedenen Leistungsmodelle, die 

diskutiert und abgewogen wurden. Wichtige Kriterien waren dabei „Ziel-

erreichung“, „Flexibilität“ und „Bürokratieaufwand“. In einer (nicht-reprä-

sentativen) Befragung des IfM Bonn unter selbständigen Handwerksun-

ternehmen in Nordrhein-Westfalen zeigte sich große Unterstützung für 

das Ziel, Selbstständigen Mutterschutzleistungen analog zu Arbeitneh-

merinnen zu gewähren, sowie für eine bürokratiearme, möglichst pau-

schale Auszahlung einer solchen Leistung.  

Dem Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des 

Landes Nordrhein-Westfalen wird der Abschlussbericht des Projektes 

„Mutterschutz für Selbstständige“ im Rahmen der „Machbarkeitsstudie“ 

des WHKT am 6. Juli 2026 übergeben. Das Ministerium für Wirtschaft, 

Industrie, Klimaschutz und Energie des Landes Nordrhein-Westfalen 

bzw. die Landesregierung wird den Abschlussbericht nach dessen Über-

gabe prüfen und weitere Schritte insbesondere davon abhängig machen, 

ob und mit welchem Inhalt die Bunderegierung bis dahin einen Gesetz-

entwurf zur Neuregelung des Mutterschutzes für Selbstständige vorlegt 

hat, da die Ausgestaltung eines Mutterschutzes für selbstständige Frauen 

in der Verantwortung des Bundesgesetzgebers liegt. Die Maßnahmen 

des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie des 

Landes Nordrhein-Westfalen bzw. Landesregierung dienen daher dem 

Ziel, die Bundesregierung bei der Umsetzung dieser Aufgabe zu unter-

stützen. 
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